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Schweiz Donnerstag, 28. Oktober 2021

«Unhaltbar»:BeatRiederkritisiertZertifikatspflicht
Der Präsident der Rechtskommission sagt, die Schweiz sei auf die schiefe Bahn geraten.

Die Skepsis gegenüber der Zer-
tifikatspflicht kommt längst
nichtmehrnur vonder SVP, von
Impfgegnern oder von Corona-
leugnern. Auch Mitte-Politiker
BeatRieder,PräsidentderKom-
mission für Rechtsfragen des
Ständerats, kritisiert den Impf-
pass scharf. Er bezeichnet ihn
als grundrechtswidrig, unhalt-
bar und als «Missgriff».

Vor allem zwei Aspekte sind
demWalliser, der imParlament
alsverfassungstreugilt, einDorn
im Auge. Erstens, dass die Gra-
tistests nicht mehr kostenlos
sind, und zweitens, dass Arbeit-
geberinnenundArbeitgebervon
den Mitarbeitenden ein Zertifi-
kat verlangen können. Wie
konntees soweit kommen?Rie-
der hat eine Erklärung: «Ver-
schiedene Aspekte dieser Ge-
setzgebung wurden überstürzt
und ohne vertiefte Debatte in
der gleichen Kommission be-
handelt.»EingravierenderFeh-
ler seidieVerschmelzungunter-
schiedlicher Themen gewesen,
denn so habe die Gesundheits-
kommission auch über wirt-

schaftliche, rechtliche und bil-
dungspolitische Massnahmen
entschieden, ohne dass diese in
ihreKompetenzbereichegehör-
ten. Auch im Ständerat sei die
Zertifikatspflicht eher rudimen-
tär abgehandeltworden,dieAs-
pekte rund um die Reisemög-
lichkeiten hättenmehrGewicht
gehabt als zumBeispiel dieDis-
kussion darüber, dass die Zerti-
fikatspflicht «ein flächende-
ckendes InstrumentzurKontrol-
lederBevölkerungunddamit zu
Grundrechtseingriffen» führe.

Für Rieder macht die Zerti-
fikatspflicht nur Sinn, wenn sie
nichtdiskriminierendundnicht-
spaltend wirke. Viele wollten
oder könnten sich aus verschie-
denen Gründen nicht impfen;
diese Menschen dürfe man
nicht aus alltäglichenBereichen
desLebensausschliessen.Nicht
alle verfügtenüberdiefinanziel-
len Ressourcen, um sich die
Tests zu leisten. Deshalb seien
diese Massnahmen «unhaltbar
undgrundrechtswidrig».Denn:
Grundrechte dienen nicht dem
Staat, sonderndemSchutz jedes

Einzelnen gegenÜbergriffe des
Staates.Undweiter: «Wirbefin-
den uns seit Ausbruch derKrise
auf einer schiefen Ebene.»

Der Verfassungsrechtspro-
fessor Urs Saxer hatte in dieser
Zeitunggesagt,dassGrundrech-
te nicht uneingeschränkt gelten
undesaucheineFragederPrak-
tikabilität sei, um aus der Pan-
demiezukommen.Darauf erwi-
dert Rieder: «Mit dieser Argu-
mentation könne man die
Ausübung jedes Grundrechtes
einschränken und den Grund-
rechtsgedanken ad absurdum
führen.»Praktikabilitätsaspekte
dürften nicht zur unverhältnis-
mässigen Einschränkung von
Grundrechten führen.

Für Rieder ist das Covid-
Zertifikat «ein Kontrollsystem,
welches offensichtlich geeignet
ist, die Bevölkerung in der
Schweiz zu spalten, undwelches
in Teilen der Bevölkerung für
enorme Beunruhigung sorgt».
Man sei auf dem besten Weg,
wegenderPandemie«unantast-
bare Grundsätze unserer frei-
heitlichenGesellschaft überden

Haufen zuwerfen»undGrund-
freiheiten nach dem Vorbild
totalitärer Staateneinzuschrän-
ken und auszuhebeln.

Was tun, wenn die Fallzah-
lenwieder steigen?«Jehöherdie
Zahlen, desto emotionaler wird
die Debatte», sagt Rieder. Man
müsse die Pandemie so be-
kämpfen,ohnedieGrundrech-
te von Bevölkerungsgruppen
zubeschneiden. Soetwahabe
erkeineParlamentsbeschlüs-
se gesehen, welche zum Bei-
spiel zur Stärkung des Ge-
sundheitssystemsundder In-
tensivpflege in den Spitälern
führenkönnten.DasVerhält-
nismässigkeitsgebot ver-
pflichteaberRegierungund
Parlament, alles zu unter-
nehmen, um möglichst
diemildestenMassnah-
men zu beschliessen.

Nina Fargahi

61
Bis 2027 steigen die

Schweizer Gelder an Fron-
tex von 14 auf 61 Millionen.

Bundesrat lässt
Ubergewähren
Beschäftigung Wieüberall ent-
wickeln sichauch inderSchweiz
neue Arbeitsplattformen wie
Uber,HelplingoderBatmaid. In
diesen Geschäftsmodellen ist
der StatusderBeschäftigtenun-
klar. Eine Debatte entzündete
sich in den letzten Jahren etwa
an der Frage, ob Beschäftigte
angestellt oder selbstständig er-
werbend sind.Zweifel bestehen
auch, ob sie sozial genügendab-
gesichert sind.

Trotz dieser Unwägbarkei-
ten sieht der Bundesrat keinen
unmittelbaren Handlungsbe-
darf. Zu diesemSchluss kommt
er aufGrundlageeinesBerichts,
dener amMittwochverabschie-
dethat. SeinerAnsichtnachbie-
tet dasheutigeSozialsystemge-
nügend Flexibilität – auch was
densozialenSchutz fürBeschäf-
tigte anbelangt. (rwa)

Ausnahmen für
Studierendeaus
Drittstaaten

Bildung «WenndieSchweiz teu-
re Spezialisten ausbildet, sollen
sie auch hier arbeiten können»:
EineMotionmitdiesemTitelhat
das Parlament 2019 angenom-
men.Diesekritisierte,dasshier-
zulande ausgebildete Spezialis-
tinnen und Spezialisten aus
Drittstaaten das Land verlassen
müssen, wenn sie aufgrund von
ausgeschöpften Kontingenten
nach ihrem Abschluss nicht di-
rekt angestellt werden können.

Jetzt will der Bundesrat den
Auftrag umsetzen, wie es in
einer Mitteilung des Justiz- und
Polizeidepartements heisst. An
seiner gestrigen Sitzung hat der
Bundesrat demnach beschlos-
sen, die rechtlichen Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass
Studierende mit Masterab-
schluss sowieDoktorierendeaus
Drittstaaten einfacher in der
Schweiz bleiben und arbeiten
dürfen. Sie sollenvonden jährli-
chen Höchstzahlen für Aufent-
haltsbewilligungen ausgenom-
men werden, sofern «ihre Er-
werbstätigkeit von hohem
wissenschaftlichem oder wirt-
schaftlichemInteresse ist».Der
BundesrathatnundieVernehm-
lassung für die vorgeschlagene
neue Regelung eröffnet. Diese
dauertbis imFebruar2022. (agl)

UnheiligeAllianzzeichnetsichab
Linksaktivisten starten das ReferendumgegenmehrGeld an die EU-Grenzschutzbehörde.Mit gutenChancen.

Othmar vonMatt

DieHomepage,diedasKomitee
des Frontex-Referendums auf-
geschaltet hat, kommt radikal
daher. «Abolish Frontex, end
theEUBorderRegime»: Schafft
Frontex ab, beendet das EU-
Grenzschutzregime.Das steht in
weissen Grossbuchstaben auf
schwarzemGrund.Drei Symbo-
le sollen den Frontex-Auftritt
verdeutlichen.EineZielscheibe:
Sie steht fürdie«Militarisierung
der Grenzen». Stacheldraht: Er
soll an systematische Men-
schenrechtsverletzungen erin-
nern. Und eine Kamera: Sie
symbolisiert die«Überwachung
derMenschen unterwegs».

Die EU-Grenzschutzbehör-
de Frontex ist das Feindbild der
Linken in der Schweiz schlecht-
hin. In ihren Augen steht sie für
die «Festung Europa»: Sie soll
Europa vor Migranten und Mi-
grantinnenabschotten –unddas
auchmit illegalenMitteln.

Dass das Parlament in der
Herbstsession den Beitrag an
dieFrontexauf61Millionenver-
dreifachte, stösst hier deshalb
auf Unverständnis. Die EU rüs-
tet die Frontex auf, sie soll bis
2027 über eine Reserve von
10000 Einsatzkräften verfü-
gen.AuchdieSchweiz sollmehr
Grenzschutzpersonal stellen.

EinReferendummit
33 linkenOrganisationen
Eine Gruppe von Aktivistinnen
und Aktivisten um das Migrant
Solidarity Network (MSN) hat
nun das Referendum gegen die
Vorlageergriffen. Ihr gehören33
Organisationen an, darunter
Augenauf, Bewegung für den
Sozialismus,Demokratische Ju-
ristinnenSchweiz,Europäisches
BürgerInnen Forum, Jesuiten-

Flüchtlingsdienst und Seebrü-
cke Schweiz. Auch Wecollect,
diePlattform fürdirekteDemo-
kratie, ist Mitglied des Komi-
tees. Siewill über 10 000Unter-
schriften beisteuern. «Die
Chancen stehen gut, dieses Re-
ferendumzugewinnen», glaubt
Plattform-GründerDanielGraf.
«Es könnte – wie bei der E-ID –
zu einer unheiligen Allianz von
Links undRechts kommen.Die

SVP hat in Sachen Frontex den
Schengen-Dublin-Knüppel zwi-
schen den Beinen.»

Die SVP scherte in der
Herbstsession bei Frontex tat-
sächlich aus. Der Nationalrat
nahmdieVorlageknappan–mit
88zu80Stimmenbei 28Enthal-
tungen.Letzterekamenvonder
SVP, unter anderen vonMagda-
lena Martullo-Blocher. Es war
die offizielle Fraktionsposition.
Zwölf SVP-Vertreter lehntendie
Vorlagegar ab, unter ihnenMar-
celDettlingundThomasMatter,
die beide im Parteileitungsaus-
schuss sind.

«EsgehtumeineGrundsatz-
frage», sagt Dettling. «Wollen
wir wirklich mehr Geld in die

EU-Aussengrenze stecken?
Oder sollten wir es nicht besser
zum Schutz unserer eigenen
Grenzenverwenden–gegenkri-
minelle Organisationen?» Für
ihn ist klar: «Schengen-Dublin
hat uns deutlich mehr Geld ge-
kostet, als unsderBundesrat ge-
sagt hat. DieGrenzen hingegen
sind löchrig gewordenwiebeim
Emmentaler Käse.»

Dass hier eine unheilige Al-
lianz entstehen könnte, glaubt
auch SVP-Nationalrat Rino Bü-
chel. Er enthielt sich im Parla-
ment. «Beim Ausbau der Fron-
texgibt esOppositionvonLinks
und Rechts.» Frontex sei in Sa-
chenFinanzeneinesder zahlrei-
chenFässerohneBoden,welche

international eingerichtet wor-
den seien. Ja sagten dagegen
SVP-Präsident Marco Chiesa
und Fraktionschef Thomas
Aeschi.Dies, soAeschi, «weil es
im Interesse der Schweiz ist,
dass die EU ihre Aussengrenze
stärker als heute kontrolliert».
Damit kämen «weniger Wirt-
schaftsmigranten».

Die linken Parteien wollten
das Referendum nicht eigen-
ständig ergreifen. Nun beteili-
gen sie sich aber. Grüne, Junge
GrüneunddieGenferPartei der
Arbeit gehören ihm bereits an.
«Das Referendum ist äusserst
wichtig», sagt JuliaKüng,Präsi-
dentinder JungenGrünen.«Die
Art und Weise, wie Migranten
anderEU-Aussengrenzebehan-
deltwerden,muss sichändern.»
Frontex schauebeidensystema-
tischen Menschenrechtsverlet-
zungen weg oder sei mit Push-
backs, also illegalem Zurück-
drängen von Flüchtenden,
selbst involviert.

Auch die Juso schliesst sich
dem Komitee an. «Wir finden
das Referendum wichtig und
unterstützenes», sagtPräsiden-
tin Ronja Jansen. AmMittwoch
beschloss zudem das SP-Präsi-
dium,dasReferendummiteiner
internen Streuung der Referen-
dumsbögenzuunterstützen.«Es
istwichtig,dasseseinengesamt-
europäischen Druck für eine
humanitäre Flüchtlingspolitik
gibt», sagt ein SP-Sprecher.

Das Referendum hat für die
SP «nicht Top-Priorität», sagt
FraktionschefRogerNordmann.
«WirmüssenunsereRessourcen
füreigeneReferendumsprojekte
wiedieVerrechnungssteuer, die
Stempelsteuerundeventuelldie
AHV freihalten.» Dazu komme
der Abstimmungskampf für das
Mediengesetz.

Schweizer Zahlenlotto
4, 16, 18, 32, 33, 39 Glückszahl: 3

Replay-Zahl: 1 Jokerzahl: 7 7 7 6 9 8

27.10.2021

Deutsches Zahlenlotto
1, 16, 20, 21, 25, 45 Super 6: 3 0 3 3 8 0

Superzahl: 6 Spiel 77: 2 8 3 8 1 8 7

27.10.2021

Österreichisches Zahlenlotto
1, 25, 33, 34, 38, 43 Zusatzzahl: 21

Joker: 5 6 2 7 4 6

27.10.2021

Euromillions
12, 15, 20, 42, 44 Sterne: 1, 2

2. Chance: 7, 14, 15, 33, 35

Super-Star: R 9 5 7 L 26.10.2021
Alle Angaben ohne Gewähr
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Der Walliser Ständerat Beat
Rieder gilt als verfassungstreu.
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Das absolute Feindbild der Linken: die EU-Grenzschutzbehörde Frontex. Bild: Getty (Malaga, 25. Juli 2020)


